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Protokoll der ordentlichen 

Gemeindeversammlung der Einheitsgemeinde Himmelried 

vom 
 

 

Mittwoch, 26. Juni 2024 19.30 – 21.15 Uhr  in der Mehrzweckhalle 
 

Vorsitz: Gemeindepräsident Daniel Stehlin 

Protokoll: Gemeindeschreiber Pascal Cueni 

Stimmenzähler: 
 

Fredy Aeschbach 

Entschuldigt: Ileana Heuer (Präsidentin RPK) 

Anzahl anwesende Stimmberechtigte: 35 

Absolutes Mehr: 18 
 

 

Begrüssung zur Gemeindeversammlung 

Der Gemeindepräsident Daniel Stehlin begrüsst alle Anwesenden zur Gemeindeversammlung. 

Für die heutige Versammlung haben sich entschuldigt: Präsidentin RPK Ileana Heuer. 

Der Vorsitzende eröffnet formell die Gemeindeversammlung. Er stellt fest, dass die Einladung 

zur Gemeindeversammlung mit der Traktandenliste am 11. und 12. Juni 2024, und somit gemäss 

§ 21 Abs. 1 des Gemeindegesetzes rechtzeitig den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern 

zugestellt wurde. Alle Anträge haben seit diesem Datum mit den entsprechenden Unterlagen 

auch auf der Gemeindeverwaltung aufgelegen. 

Wahl der Stimmenzähler und Feststellung der Anzahl anwesender stimmberechtigter 

Personen 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin leitet zur Wahl der Stimmenzähler über. Es wird Fredy 

Aeschbach als Stimmenzähler vorgeschlagen. Die Gemeindeversammlung wählt einstimmig die 

vorgeschlagene Person. 

Der Gemeindepräsident lässt die Anzahl der anwesenden stimmberechtigten Personen 

feststellen. Es sind 35 Stimmberechtigte anwesend. Das absolute Mehr beträgt 18. 
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Genehmigung der Traktandenliste 

Die Traktandenliste wird den Anwesenden mittels einer Präsentationsfolie aufgezeigt. Der 

Vorsitzende erkundigt sich bei der anwesenden Stimmbevölkerung nach Einwänden oder 

Ergänzungsanträgen zur Traktandenliste. 

Traktandenliste: 

1. Beschlussfassung Teilrevision Anhang 4 der Dienst- und Gehaltsordnung der 

Gemeinde Himmelried 

2. Beschlussfassung neues Reglement über die Mittagsverpflegung für Kinder 

(Mittagstischreglement) 

3. Beschlussfassung Teilrevision § 36 Abs. 2 der Gemeindeordnung der 

Gemeinde Himmelried 

4. Zur Kenntnisnahme: dringlicher Nachtragskredit von CHF 26‘667.95 

„Honorare an externe Bauverwaltung“ 

5. Kenntnisnahme von vier Nachtragskrediten für gebundene Kosten 

6. Genehmigung der Verwaltungsrechnung 2023 durch die 

Gemeindeversammlung 

7. Verschiedenes 

 

Diskussion 

Walter Schilling erläutert, dass die Traktanden 1 und 2 von der Reihenfolge her verwirrlich seien. 

Die Reihenfolge der Traktanden müsse geändert werden, da aus der Logik zuerst über das 

Mittagstischreglement abgestimmt werden müsse und anschliessend über die Änderung der 

Dienst- und Gehaltsordnung. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin antwortet, dass der Gemeinderat sich über die Reihenfolge 

der beiden Traktanden ebenfalls Gedanken gemacht habe. Man sei der Meinung gewesen, dass 

zuerst über die Dienst- und Gehaltsordnung abgestimmt werden müsse. Ohne deren Änderung 

über den Stellenplan könne man keinen Mittagstisch durchführen, da man dafür das Personal 

nicht einstellen könne. 

Walter Schilling stellt einen Änderungsantrag zur Traktandenliste. Die Beschlussfassung über 

das Mittagstischreglement solle als Traktandum 1 behandelt und die Beschlussfassung über die 

Änderung des Stellenplans in der Dienst- und Gehaltsordnung solle als Traktandum 2 behandelt 

werden. 

Der Gemeindepräsident leitet nun zur Abstimmung über den Änderungsantrag zur 

Traktandenliste von Walter Schilling über. Der Änderungsantrag lautet: 



 
3 

 

«Die Beschlussfassung über das Mittagstischreglement soll als Traktandum 1 behandelt werden 

und die Änderung des Stellenplans in der Dienst- und Gehaltsordnung soll als Traktandum 2 

behandelt werden.» 

Abstimmung 

Mit grossem Mehr und einer befürwortenden Stimme ist die Gemeindeversammlung gegen den 

Änderungsantrag von Walter Schilling. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst die vorliegende Traktandenliste und deren Reihenfolge 

gemäss Vorschlag des Gemeinderates. 

 

Traktandum 1 Beschlussfassung Teilrevision Anhang 4 der Dienst- und 

Gehaltsordnung der Gemeinde Himmelried 

Bericht des Gemeinderates 

Das Angebot des Mittagstischs für Schülerinnen und Schüler existiert in Himmelried seit vielen 

Jahren. Am Anfang kochten Mütter alternierend für ihre Kinder, um sich gegenseitig einen freien 

Mittag pro Woche zu ermöglichen. Seither wurde die Organisation immer wieder von anderen 

Personen sichergestellt. In seiner heutigen Organisationsform wird der Mittagstisch für die 

Schülerinnen und Schüler (obligatorische Schulzeit) durch den Verein Mittagstisch im Froh Inn 

angeboten. Der Vorstand des Vereins Mittagstisch hat seither alle Aufgaben, welche das 

Angebot des Mittagstischs mit sich bringt, selbst geleistet und unentgeltlich erbracht (keine 

Auszahlung von Löhnen an die Vorstandsmitglieder). Das Angebot wird gut besucht. Der 

Vorstand des Vereins Mittagstisch ist mit der Frage an den Gemeinderat herangetreten, ob die 

Gemeinde Himmelried das Angebot des Mittagstisches nicht übernehmen könne (Integration in 

die Verwaltung). Der Vorstand hatte sich zu diesem Schritt entschieden, da nach langer Suche 

für eine Nachfolgeregelung für die Erhaltung des Angebotes keine Personen gefunden werden 

konnten. Das Angebot des Mittagstisches drohte erneut zu verschwinden. Der Gemeinderat hat 

das Anliegen aufgenommen und nach reiflichen Überlegungen und Analyse der zeitlichen und 

finanziellen Aufwände des Mittagstischangebotes entschieden, dass Angebot resp. diese 

Aufgabe in die Gemeinde zu übernehmen (teilweise Integration in die Verwaltung). 

Durch die Übernahme des Mittagstischangebotes soll das Küchenpersonal sowie das 

Betreuungspersonal durch die Gemeinde angestellt werden. Die Schaffung der genannten 

neuen Funktionen bedingt eine Anpassung des Stellenplans der Gemeinde. Dieser bildet einen 

Anhang zur Dienst- und Gehaltsordnung (DGO) der Gemeinde Himmelried und wird gemäss 

deren § 2bis von der Gemeindeversammlung beschlossen. Durch die Integration des 

Mittagstischangebotes in die Gemeinde fallen neue Aufgaben an. Die Buchhaltung sowie ein 

Teil der Administration des Mittagstisches soll durch die Finanzverwaltung der Gemeinde 

geführt werden. Die Zubereitung der Mahlzeiten einschliesslich der Herrichtung und Reinigung 

des Essraums und der Küche sowie des Einkaufs, die Betreuung der Kinder wie auch die 

Administration kurzfristiger An- und Abmeldungen soll hingegen durch eine oder mehrere 

Personen wahrgenommen werden, die für diese Aufgaben angestellt werden sollen. 
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Die mit dem Angebot des Mittagstisches verbundenen Funktionen sollen auf mehrere Personen 

verteilt werden können, um eine gegenseitige Stellvertretung zu gewährleisten und die Situation 

zu verhindern, dass der Mittagstisch aufgrund einer Absenz abgesagt werden muss. 

Entsprechend wird vorgeschlagen, das folgende Lemma neu in den Anhang 4 der DGO 

aufzunehmen: 

Funktion Pensum 

[…] 

• Personal des Mittagstisches der Gemeinde (Köchin/Koch, 

Betreuungsperson, ggf. administrative Hilfsperson) 0 – 30% 

  

(Das Pensum der Angestellten für den Mittagstisch kann sich auf beliebig viele 

Einzelpensen verteilen, wobei das Pensum aller Verantwortlichen für den 

Mittagstisch zusammen nicht mehr als 30% einer Vollzeitstelle betragen darf.) 

[…] 

  

Vorstellung Traktandum 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt das Traktandum mittels PowerPoint Slides vor. Konkret 

gehe es um die Änderung des Stellenplans. Der Stellenplan zeige, welche Funktionen es in der 

Gemeinde gebe, also, wer von der Gemeinde für welche Arbeiten angestellt sei. In der Einladung 

zur Gemeindeversammlung sei ersichtlich, dass der Gemeinderat der Gemeindeversammlung 

vorschlage, das Personal des heutigen Mittagstisches neu durch die Gemeinde anzustellen. Der 

Hintergrund dieses Vorschlags liege darin, dass die Vertretungen des Vereins Mittagstisch dem 

Gemeinderat mitgeteilt hätten, dass sie ihre heutigen Aufgaben nicht mehr weiter wahrnehmen 

möchten. Der Verein Mittagstisch habe im «Blauen Blettli» mehrfach einen Aufruf gemacht und 

danach gefragt, ob Personen aus der Bevölkerung bereit wären, die Arbeiten der Personen zu 

übernehmen, die den Mittagstisch heute organisieren. Es gehe dabei um jene Leute, die die 

ganze Administration und Abrechnung machten. Es habe sich jedoch niemand gemeldet. Mit 

dieser Ausgangslage habe sich der Verein dann an den Gemeinderat gewandt und einen 

Grundsatzentscheid verlangt. Entweder, der Gemeinderat finde eine Lösung oder der 

Mittagstisch gehe unter. 

Für den Gemeinderat sei klar gewesen, dass die Gemeinde einen Mittagstisch brauche. Junge 

Familien erwarteten heutzutage, dass es in einem Dorf eine familienergänzende 

Kinderbetreuung gebe. Man sei sich einig, dass es für ein Dorf absolut überlebenswichtig sei, 

dass sich ihre Einwohnerschaft erneuere und auch wieder junge Familien nachkommen. Die 

Entscheidung, dass die Gemeinde den Mittagstisch durch Personal der Gemeinde weiterführen 

sollte, sei recht schnell gefallen. Dazu müsse aber auch die Gemeindeversammlung «ja» sagen. 

Der Stellenplan sei darum in der Hand der Gemeindeversammlung, damit der Gemeinderat den 

Personalbestand der Gemeinde nicht einfach eigenmächtig vergrössern könne. Konkret sei die 

Idee, dass die Gemeindeverwaltung die administrativen Arbeiten, die im Zusammenhang mit 

dem Mittagstisch anfielen, also vor allem die regelmässigen Anmeldungen und die 

Abrechnungen, durch das bestehende Personal auf der Verwaltung auffange. Dazu brauche es 

noch keine Änderung des Stellenplans. Hingegen habe die Gemeinde bis jetzt noch keinen Koch 
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und keine Kinderbetreuerinnen angestellt gehabt, weil diese Anstellungen bis jetzt über den 

Verein Mittagstisch gelaufen seien. Dieses Personal würde neu unter diese Bestimmungen im 

Stellenplan fallen. 

Damit die Gemeinde ein wenig flexibel sei, auf wie viele Personen man diese Aufgaben verteile, 

möchte man im Stellenplan nicht hineinschreiben, wie viele Personen man anstelle, sondern wie 

hoch das maximale Pensum dieser Personen zusammengerechnet sein soll. Dies seien die 

aufgeführten 30%. Man habe bestimmt feststellen können, dass das Traktandum 1 und 2 

zusammenhänge. Der Gemeinderat habe darum zwei Traktanden daraus gemacht, weil zuerst 

die Grundsatzfrage geklärt werden soll, ob die Gemeindeversammlung damit einverstanden sei, 

dass die Verantwortung für den Mittagstisch an die Gemeinde überführt werde. Im Traktandum 

2 gehe es dann darum, wie genau der Mittagstisch organisiert sein soll. 

Der Gemeindepräsident Daniel Stehlin beendet die Vorstellung des Traktandums. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Daniel Stehlin fragt, ob es noch Fragen und Wortmeldungen aus der Versammlung gebe. 

Gabor Damo teilt mit, dass die Ausgangslage so verstanden worden sei, dass man Probleme mit 

der Personalrekrutierung gehabt habe. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin bestätigt dies. Anstellen würde die Gemeinde das 

Betreuungspersonal und sowie das Kochpersonal. Man könne dies entsprechend nicht trennen. 

Man wolle dies in einem Pensum im Stellenplan abbilden. 

Walter Schilling teilt mit, dass der Mittagstisch eine gute Angelegenheit sei. Er stelle sich jedoch 

die Frage, wie dies finanziert werde und wie viel der Mittagstisch der Gemeinde koste. Dies sei 

nicht klar ersichtlich aus der Einladung. Er möchte deshalb einen Antrag stellen, dass der 

Gemeinderat die Aufgaben des Personals mit einem detaillierten Budget resp. einer 

Vollkostenrechnung ausarbeiten müsse und die Gemeindeversammlung dann über das 

Reglement über den Mittagstisch entscheide. 

Daniel Stehlin antwortet, dass der Gemeinderat dieses Anliegen gerne aufnehme und der 

Gemeindeversammlung ein Budget resp. eine Vollkostenrechnung des Mittagstisches an der 

kommenden Budget-Gemeindeversammlung vorstelle. Er fragt den Antragsteller, ob er ihm 

zustimme, dass der Antrag zum zweiten Traktandum gehöre und dort behandelt werden solle. 

Der Gemeindepräsident ergänzt, dass der Mittagstisch operativ ab Beginn des Schuljahres im 

August tätig werden müsse. Würde man das Traktandum ganz zurückstellen, müsse man 

bedenken, dass die Gemeinde sicherlich bis zum nächsten Schulsemester kein 

Mittagstischangebot habe. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die vorgeschlagene Änderung des 
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Anhangs 4 der Dienst- und Gehaltsordnung zu beschliessen. 

 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst bei einer Enthaltung den Antrag des Gemeinderates. 

 

Traktandum 2 Beschlussfassung neues Reglement über die 

Mittagsverpflegung für Kinder (Mittagstischreglement) 

Bericht des Gemeinderates 

Das Angebot des Mittagstischs existiert in Himmelried seit vielen Jahren. Am Anfang kochten 

Mütter alternierend für ihre Kinder, um sich gegenseitig einen freien Mittag pro Woche zu 

ermöglichen. Schon damals wurde der Mittagstisch, welcher im Foyer der MZH durchgeführt 

wurde, rege besucht. Seither wurde die Organisation immer wieder von anderen Personen 

sichergestellt. In seiner heutigen Organisationsform wird der Mittagstisch für die Schülerinnen 

und Schüler (obligatorische Schulzeit) durch den Verein Mittagstisch im Froh Inn angeboten. 

Dieses Angebot wird nach wie vor gut besucht. Der Mittagstisch findet drei Mal pro Woche 

(montags, dienstags und donnerstags) statt. Die Gemeinde subventioniert den Mittagstisch mit 

einem jährlichen Betrag von 5'000.- Franken. Die Gemeinde erhält vom Kanton Beiträge an den 

Mittagstisch in der Höhe von rund 3'500.- Franken pro Jahr. Mit den Beiträgen der Gemeinde 

kann sich der Mittagstisch knapp selbst finanzieren: Zusammen mit den Einnahmen aus den 

Essen (12.- Franken für Vereinsmitglieder und 16.- Franken für Gäste) können die Einkäufe und 

die Löhne des Kochs und der Betreuungspersonen beglichen werden. 

Der Vorstand des Vereins Mittagstisch hat seither alle Aufgaben, welche das Angebot des 

Mittagstischs mit sich bringt, selbst geleistet und unentgeltlich erbracht (keine Auszahlung von 

Löhnen an die Vorstandsmitglieder). Der Vorstand des Vereins Mittagstisch ist mit der Frage an 

den Gemeinderat herangetreten, ob die Gemeinde Himmelried das Angebot des Mittagstisches 

nicht übernehmen könne (Integration in die Verwaltung). Der Vorstand hatte sich zu diesem 

Schritt entschieden, da nach langer Suche für eine Nachfolgeregelung für die Erhaltung des 

Angebotes keine Personen gefunden werden konnten. Das Angebot des Mittagstisches drohte 

erneut zu verschwinden. Der Gemeinderat hat das Anliegen aufgenommen und nach reiflichen 

Überlegungen und Analyse der zeitlichen und finanziellen Aufwände des Mittagstischangebotes 

entschieden, dass Angebot resp. diese Aufgabe in die Gemeinde zu übernehmen (teilweise 

Integration in die Verwaltung).  Als Gründe für diesen Entscheid sind vor allem die 

gewinnbringenden Aspekte für die Gemeinde anzufügen: 

• Die Gemeinde ist verantwortlich für die Förderung von Angeboten in der 

Kinderbetreuung, wie es der Mittagstisch eines ist (§ 107 des Sozialgesetzes). 

• Der Mittagstisch ist ein Bestandteil unserer kinderfreundlichen Gemeinde. 

• Steuerliche Gewinne: Berufstätige Eltern leisten höhere Steuerbeiträge. 

• Attraktivitätssteigerung des Wohnortes: Familienfreundliche Lebensbedingungen, 

darunter ein gut ausgebautes Angebot an Kinderbetreuungsmöglichkeiten, sind ein 

wichtiger Entscheidungsfaktor für die Wahl eines Wohnortes. 



 
7 

 

• Sozialpolitische Verantwortung: Für alleinerziehende Eltern und Eltern mit einem 

tiefen und mittleren Einkommen bieten bezahlbare Betreuungsplätze eine 

Entlastung. 

• Kinderbetreuungsstätten sind lokale Arbeitgeber. 

• Familienergänzende Kinderbetreuung ermöglicht beiden Elternteilen, weiterhin 

erwerbstätig zu bleiben. 

• Der Mittagstisch bietet Kindern ein entwicklungsförderndes Umfeld und den Kontakt 

zu anderen Kindern. 

• Gesellschaftliche und sprachliche Integration von fremdsprachigen Kindern: Indem 

fremdsprachige Kinder früh mit anderen Kindern in Kontakt kommen, erlernen sie 

die hiesige Sprache schneller. Eltern und Kinder sind mit der hiesigen Kultur und den 

Gepflogenheiten besser vertraut. 

Um die Modalitäten des Mittagstischangebotes durch die Gemeinde transparent zu machen und 

eine einheitliche Handhabung der Regelungen zu gewährleisten, ist ein Gemeindereglement 

erforderlich. Der vorliegende Entwurf orientiert sich am bestehenden Reglement des Vereins 

Mittagstisch und passt diesen an die veränderten Umstände an (Betreiberin des Mittagstisches 

soll inskünftig die Gemeinde sein, entsprechend braucht es keine Mitgliedschaft im Verein 

Mittagstisch mehr, etc.). 

Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum mittels PowerPoint Slides vor. Das Reglement 

zerfalle in zwei Teile. Im eigentlichen Reglement gehe es um den Rahmen, den die 

Gemeindeversammlung beschliessen müsse. Inhaltlich sei dies nichts Neues. Das Ziel sei, das 

bestehende Angebot des Mittagstisches, das genutzt und geschätzt werde, weiterzuführen. Er 

gehe darauf jetzt nicht im Einzelnen ein. Gebe es dazu aus der Versammlung Fragen, werde er 

nachher in der Diskussion gerne versuchen, diese zu beantworten. Interessanter sei hier der 

zweite Teil, welcher mit «Anhang I» bezeichnet ist. Man müsse hier vorausschicken, dass dieser 

Teil heute durch die Gemeindeversammlung nicht beschlossen werde. Gemäss dem Reglement 

beschliesse der Gemeinderat die Einzelheiten, die darin festgehalten seien. Dies habe nicht den 

Grund, dass der Gemeinderat das Wichtigste selber bestimmen wolle, sondern, dass der 

Gemeinderat auf Veränderungen rasch reagieren könne. Zum Beispiel könne es sein, dass der 

Stundenplan der Schule geändert werde, und dann die Tage angepasst werden müssten, an 

denen der Mittagstisch angeboten werde. Auch die Art, wie die Mahlzeiten zubereitet werden 

oder der der Preis könne dafür ein Grund sein. Der Gemeinderat habe den Anhang jedoch schon 

beschlossen, damit die Gemeindeversammlung die Eckwerte, die wichtig seien, so zum Beispiel 

den Preis für ein Essen, bereits einsehen könne. Diesbezüglich müsse man noch auf einen 

Fehler in der Einladung hinweisen. Dort habe man angegeben, dass der Preis für ein spontanes 

Essen bei CHF 16.- liege und nicht bei CHF 15.-, die vom Gemeinderat beschlossen worden 

seien. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin beendet nun die Vorstellung des Traktandums. 

Eintretensfrage 
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Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt danach, ob es noch Fragen oder Wortmeldungen zum 

vorliegenden Traktandum gebe. 

Aus der Versammlung werden keine Fragen gestellt. Der Gemeindepräsident geht nun auf die 

Wortmeldung von Walter Schilling aus der vorherigen Diskussion ein. Der Gemeinderat habe 

das Ziel, flexibel bleiben zu können. Man orientiere sich dabei am bestehenden Angebot. Mit der 

Zweiteilung wolle man sich die Option hoffen halten, die Mahlzeiten auch bei einem externen 

Anbieter beziehen zu können, falls die eigene Küche das Essen nicht zubereiten könne. In Bezug 

auf das Budget wisse man noch nicht genau, was dies im Detail kosten werde. Die Gemeinde 

erhalte hingegen Subventionen vom Kanton und die Kosten resp. Stellenprozente und die 

daraus resultierenden Lohnkosten könne man kaufmännisch nachrechnen. Es bestehe bei einer 

Rückstellung des Traktandums einfach die Gefahr, dass bei Schulbeginn kein Mittagstisch 

angeboten werden könne. 

Walter Schilling kommt auf seine vorherige Wortmeldung und auf seinen Antrag zu sprechen 

und ergänzt, dass der Antrag des Gemeinderates befremdend sei, da der Antrag mit Kosten 

belastet sei jedoch kein Budget vorliege. Es gebe im Grundsatz keinen Antrag mit Folgekosten 

ohne Budget. Man müsse unternehmerisch handeln und es sei schade, dass dies nicht 

durchdacht worden sei. Früher habe man vor den Gemeinderatssitzungen in den Parteien über 

diese Themen diskutiert. Dies habe dazu geführt, dass die Gemeindeversammlungen schneller 

über die Bühne gingen, da die Themen vorbesprochen und ausdiskutiert werden konnten. Er 

appelliere deshalb, dass man solche Veranstaltungen wieder durchführe. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin antwortet, dass der Gemeinderat die Lohn- sowie 

Sozialversicherungskosten durchaus bedacht habe, dass hingegen gleichzeitig auch die 

Unterstützung an den Verein Mittagstisch entfalle und es unter dem Strich keine 

unternehmerische, sondern eine politische Frage sei, ob die Gemeinde einen Mittagstisch wolle. 

Walter Schilling verbleibt bei seinem Antrag. Der Antrag lautet: «Der Gemeinderat soll die 

Funktionen des Personals ausarbeiten müssen mit einem detaillierten Budget resp. einer 

Vollkostenrechnung und die Gemeindeversammlung soll dann an der nächsten 

Gemeindeversammlung über den Mittagstisch entscheiden». 

Der Gemeindepräsident geht zur Abstimmung über. Ergebnis der Abstimmung über den Antrag 

von Walter Schilling: Mit grossem Mehr und einer Stimme für den Antrag wird der Antrag von 

Walter Schilling abgelehnt. 

Daniel Stehlin teilt mit, dass der Gemeinderat gerne das Anliegen mit der Vollkostenrechnung 

aufnehme und diese an der nächsten Gemeindeversammlung vorstelle. 

Antrag des Gemeinderates 
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Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, das vorliegende Reglement über die 

Mittagsverpflegung für Kinder (Mittagstischreglement) zu beschliessen und damit das Angebot 

des Mittagstisches durch die Gemeinde zu übernehmen. Das Reglement tritt, nachdem es durch 

die Gemeindeversammlung beschlossen worden ist, auf den Beginn des Schuljahres 

2024/2025 (12. August 2024) in Kraft. 

 

Beschluss 

Der Antrag vom Gemeinderat wird durch die Gemeindeversammlung mit grossem Mehr bei einer 

Gegenstimme und drei Enthaltungen beschlossen. 

 

Traktandum 3 Beschlussfassung Teilrevision § 36 Abs. 2 der 

Gemeindeordnung der Gemeinde Himmelried 

Bericht des Gemeinderates 

In § 36 der Gemeindeordnung ist vorgesehen, dass der Gemeinderat jährlich den Finanzplan 

beschliesst. Im Absatz 2 derselben Bestimmung der Gemeindeordnung ist zudem festgehalten, 

dass der Gemeinderat der Gemeindeversammlung den Finanzplan zur Kenntnis bringt und diese 

Information anlässlich der Abstimmung über das Budget stattfindet. 

Die Vorbereitungsarbeiten für den Finanzplan 2024-2028 haben gezeigt, dass in Jahren, in 

denen sich die Investitionen sehr dynamisch entwickeln (wie es in den letzten Jahren der Fall 

war), eine exakte Erstellung des Finanzplans im Herbst kaum möglich ist. Entsprechend hat die 

Rechnungsprüfungskommission dem Gemeinderat empfohlen, den bereits ausgearbeiteten 

Finanzplan 2024-2028 an der Gemeindeversammlung vom Dezember 2023 nicht zu 

präsentieren. Der Gemeinderat ist dieser Empfehlung der Kommission gefolgt und hat die 

Gemeindeversammlung entsprechend darüber informiert. 

Eine Umschau in den Gemeindeordnungen der übrigen Gemeinden des Bezirks Thierstein zeigt, 

dass keine einzige andere Gemeinde einen Zeitpunkt nennt, in dem der Finanzplan dem Volk 

vorgelegt werden muss. 10 Gemeinden verzichten ganz auf die Kenntnisgabe an die 

Gemeindeversammlung, lediglich Büsserach sieht eine (nicht weiter konkretisierte) Information 

der Gemeindeversammlung über den Finanzplan vor. Die Erfahrung der letzten Jahre hat 

gezeigt, dass die Pflicht zur Information der Bevölkerung den Effekt hatte, dass der Finanzplan 

wirklich erstellt wurde. Und die Nützlichkeit dieses Instruments für den Gemeinderat dürfte 

kaum bestritten sein. Eine Informationspflicht trägt also zur zeitgerechten Erstellung dieses 

Hilfsmittels bei. Hingegen sollte die Kenntnisgabe an die Gemeindeversammlung auch 

zusammen mit der Abstimmung über die Jahresrechnung erfolgen können. In diesem Zeitpunkt 

liegen die genauen Zahlen zu den Investitionen im Vorjahr bereits vor, was die Aussagekraft des 

Finanzplans deutlich erhöht. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung deshalb folgende Änderung in der 

Gemeindeordnung: 
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Vorstellung Traktandum 

Der Gemeindepräsident stellt das Traktandum vor. Hier gehe es um eine kleine Änderung der 

Gemeindeordnung. Man könne auf Seite 13 in der Einladung sehen, das sich aus dem 

Gemeindegesetz ergebe, dass der Gemeinderat einen solchen Finanzplan erstellen müsse. Der 

Finanzplan sei wie ein zeitlich erweitertes Budget. Im Budget plane der Gemeinderat nur gerade 

das kommende Jahr. Im Finanzplan hingegen plane der Rat für die nächsten fünf Jahre, die auf 

das Budget folgen. Der Grund dafür, warum die Gemeinde dazu verpflichtet sei, einen solchen 

Finanzplan zu erstellen, ergebe sich vor allem aus den Investitionen. Wenn der Gemeinderat in 

den nächsten fünf Jahren etwa alle Strassen erneuern wollte, müsste der Gemeinderat sich 

überlegen, was dies eigentlich koste. Man trage dann im Finanzplan ein, dass jedes Jahr z.B. 

fünf Millionen Franken für die Strassensanierungen ausgegeben würden. Aufgrund dessen 

könne man dann sehen, dass sich die Gemeinde Strassensanierungen in dieser 

Grössenordnung nicht leisten könne. Hierbei sehe man aber nicht nur, dass man die liquiden 

Mittel dafür nicht hätte, sondern man erkenne auch die Folgekosten, also die Abschreibungen 

und Zinsen. Aufgrund dessen könnte man dann erkennen, dass man die Strassenerneuerungen 

noch einmal überdenken müsste. Der Finanzplan sei somit mehr als nur eine erweiterte 

Investitionsplanung, aber letztlich gehe es ganz simpel darum, dass der Gemeinderat frühzeitig 

erkennen würde, wenn das richtige Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben aus dem Ruder 

laufe. 

Der Gemeinderat habe gemerkt, dass man in der Gemeindeordnung eine eigenartige Regelung 

habe, wann der Finanzplan erstellt werden soll. So würde man im Herbst einen Finanzplan 

erstellen, der auf einer vor neun Monaten abgeschlossenen Jahresrechnung basiere und auf 

einem Budget, welches bereits ein Jahr alt sei. Die meisten Gemeinden zeigten der Bevölkerung 

den Finanzplan überhaupt nicht. Der Gemeinderat wolle hingegen so weit nicht gehen. Es würde 

reichen, wenn man einfach den Zeitpunkt streiche und darum schlage der Gemeinderat der 

Gemeindeversammlung diese Änderung in der Gemeindeordnung vor. Daniel Stehlin beendet 

damit die Vorstellung des Traktandums. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Der Gemeindepräsident fragt die Versammlung, ob es Wortmeldungen oder Fragen zum 

Traktandum gebe. 

6.2 Finanzplan 

§ 36 
1 Der Gemeinderat beschliesst jährlich den Finanzplan. 
2 Der Gemeinderat unterbreitet den Finanzplan der Gemeindeversammlung zur 

Kenntnisnahme, zusammen mit der Abstimmung über das Budget. 
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Es folgen keine Wortmeldungen aus der Versammlung. 

Antrag des Gemeinderates 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung, die vorgeschlagene Änderung in § 36 

Abs. 2 der Gemeindeordnung zu beschliessen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst einstimmig den Antrag des Gemeinderates. 

 

Traktandum 4 Zur Kenntnisnahme: dringlicher Nachtragskredit von CHF 

26‘667.95 „Honorare an externe Bauverwaltung“ 

 

Bericht des Gemeinderates 

Gemäss § 146 Abs. 2 des Gemeindegesetzes kann der Gemeinderat einen dringlichen 

Nachtragskredit bewilligen, wenn die Mehrausgabe nicht voraussehbar war sowie notwendig 

und unaufschiebbar ist, selbst wenn die Nachtragskreditkompetenz bei der 

Gemeindeversammlung liegt. Der dringliche Nachtragskredit ist der Gemeindeversammlung zur 

Kenntnis zu bringen. 

Nachtragskredit „Honorare an externe Bauverwaltung“: 

 

Konto Bezeichnung Budget CHF Ausgaben CHF Nachtragskredit CHF 

0222.3132.01 
Honorare an externe 

Bauverwaltung 
60'000.00 86'667.95 26'667.95 

 

Begründung Kreditüberschreitung „Schulgeld an heilpädagogische Sonderschule“ 

Die Mehrkosten ergeben sich einerseits aus einer verzögert eingegangenen Rechnung aus dem 

Jahr 2022 in der Höhe von CHF 11’017.95, andererseits aus höheren Bautätigkeiten im Jahr 

2023 als erwartet. Bei einzelnen Bauprojekten hat der überdurchschnittlich und unerwartet 

hohe zeitliche Aufwand im Bewilligungswesen zu deutlichen Mehrkosten geführt. Letzteres ist 

ein Trend, der sich bereits in den Jahren zuvor manifestiert hat: Der zeitliche Aufwand und die 

damit verbundenen Kosten pro Baugesuch nehmen stetig zu. Diese Entwicklung bereitet dem 

Gemeinderat Sorge. Er hat deshalb Massnahmen ergriffen, um die Kosten im 

Baubewilligungswesen von Himmelried zu stabilisieren und die Planungssicherheit zu erhöhen. 

 

Vorstellung Traktandum 

Gemeinderat Urs Meier stellt das Traktandum vor. Die Kosten der externen Bauverwaltung 

beschäftigten den Gemeinderat immer wieder. Und ehrlich gesagt sei der Gemeinderat mit 
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diesem Umstand nicht glücklich. Die Kostenentwicklung in den Jahren 2023 und 2024 wird von 

Urs Meier erläutert. Dafür müsse man ein wenig ausholen. Die Baugesuchsprüfung wurde im 

Jahr 2014 weitestgehend an die Firma Sutter Ingenieur- und Planungsbüro AG ausgelagert. Dies 

habe man getan, da man die Baukommission der Gemeinde vom Aufwand her habe entlasten 

wollen. Die fachlichen Aufgaben der Baukommission seien immer anspruchsvoller geworden. 

Viele Kommissionsmitglieder hätten sich deshalb nicht mehr zur Wiederwahl gestellt. Aufgrund 

dessen habe man Handeln müssen. Seither sei das Ingenieurbüro Sutter die Bauverwaltung der 

Gemeinde Himmelried und damit zuständig für praktisch alles, was das Bewilligungswesen an 

Aufgaben habe. Dies seien sehr viele und vielfältige Aufgaben. Und dies koste. Je höher der 

Aufwand, desto höher die Kosten. So werde jedes Telefonat, jede Auskunft usw. an die 

Gemeinde in Rechnung gestellt. An dieser Stelle könne man sagen, das eine gute Bauverwaltung 

die Gemeinde etwas kosten dürfe, wenn der Gegenwert stimme. Hingegen nicht um jeden Pries. 

Sobald das Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht mehr stimme, müsse der Gemeinderat über die 

Bücher. Dieser Moment sei spätestens jetzt da. Seit vier Jahren seien die Honorarkosten der 

externen Bauverwaltung auf einem hohen Niveau. Zwischen CHF 61'000.- und CHF 68'000.-. 

Die Kosten für das Jahr 2023 seien hingegen auffällig hoch. Dies habe drei Gründe: 

1. Die Firma Sutter habe der Gemeinde eine Rechnung für das Jahr 2022 von über CHF 

11'000.- verspätet nachgereicht. Man könne in der Rechnung 2023 von den CHF 

86'000.- also CHF 11'000.- abziehen also rund CHF 75'000.- - dies sei immer noch sehr 

hoch. 

2. Im Jahr 2023 habe es tatsächlich mehr Bauaktivitäten gegeben, was den Aufwand in die 

Höhe treibe – aber der Hauptgrund seien: 

3. Die Baugesuchsprozesse seien in den letzten Jahren nicht nur komplizierter und 

anspruchsvoller geworden, sondern grundsätzlich aufwendiger. Teilweise habe es auch 

Rechtsmittelverfahren gegeben, die die Gemeinde sehr viel Geld gekostet hätten, dies 

könne man nicht vollumfänglich über Gebühren abdecken. 

Dies sei eine Entwicklung, die überall zu spüren sei. Anordnungen von Behörden zweifle man an 

oder ignoriere diese, Rechtsmittel schöpfe man bis zum Letzten aus, häufig trotz kleinen 

Chancen auf Erfolg. 

Dies verursache einen sehr hohen Aufwand und damit Kosten, die die Allgemeinheit zahlen 

müsse. Und die Gemeinde könne nicht alles weiterverrechnen. So sei dies auch im Jahr 2023 

der Fall gewesen. Trotzdem sei anzumerken, dass die Rechnungen für das Jahr 2023 und die 

darin aufgeführten Positionen nicht immer nachvollziehbar gewesen seien. Die Rechnungen 

habe man zurückgewiesen mit der Bitte um Korrektur. Auf eine Antwort warte der Gemeinderat 

noch heute, trotz eingeschriebenem Brief und mehrfacher Kontaktaufnahme. Ob und wie weit 

die Firma Sutter der Gemeinde für das Jahr 2023 entgegen komme, wisse man Stand heute 

nicht. Es sei also möglich, dass man von den CHF 75'000.- noch etwas abziehen könne, die 

Rechnung für das Jahr 2023 bleibe aber trotzdem hoch bei vergleichsweise bescheidenem 

Kostendeckungsgrad. Schaue man sich die Rechnung fürs erste Quartal 2024 an, scheine es, 

als gehe es genau gleich weiter. Der Gemeinderat könne dies nicht mehr verantworten. Nach 

wie vor gelte für den Gemeinderat, dass eine anständige Bauverwaltung etwas kosten dürfe, 

aber die Leistungen müssten in jedem Bereich ihr Geld wert sein. Der Gemeinderat sei der 
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Meinung, dass dies hier nicht mehr der Fall sei und dass sich bald etwas ändern müsse. Man 

habe sich deshalb zum Ziel gesetzt, eine Alternativlösung zur Auslagerung unserer 

Bauverwaltung zu finden. Der Gemeinderat sei in konkreten Gesprächen mit einer Gemeinde 

aus dem Gilgenberg, um die Bauverwaltung der Gemeinde Himmelried dort anzuhängen. Die 

Idee sei, dass die Bauverwaltung der Gemeinde, mit welcher man im Gespräch sei, um noch zu 

definierende Stellenprozente aufgestockt werde. Die Gemeinde Himmelried hätte somit eine 

eigene Bauverwaltung, die wahrscheinlich an einem anderen Ort ihren Schreibtisch hätte, aber 

von der Gemeinde Himmelried angestellt und entlöhnt werde. Im Moment sehe es danach aus 

und dies sei erfreulich, dass der Gemeinderat hier tatsächlich vorwärts machen könne. Natürlich 

werde dies, wenn es so komme, auch seinen Preis haben, aber die Gemeinde hätte eine 

Planbarkeit ohne böse Überraschungen, wie sie in den letzten Jahren erlebt worden sei – und 

die Kosten vor allem für all die nicht verrechenbaren Aufwendungen, die man in Rechnung 

gestellt bekommen habe, fielen weg. Im Moment sehe es danach aus, dass dies mit einer 

vertraglichen Vereinbarung sogar innert nützlicher Frist machbar sei. Ansonsten wäre auch ein 

Alleingang durchaus prüfenswert. Dies sei zumindest die Meinung des Gemeinderates. 

Gemeinderat Urs Meier schliesst damit die Ausführungen zu diesem dringlichen 

Nachtragskredit, den der Gemeinderat der Gemeindeversammlung nur zur Kenntnisnahme 

gebracht habe. Er sei aber der Meinung , dass man es der Gemeindeversammlung schuldig sei, 

offen und transparent zu informieren. Es sei die Pflicht des Gemeinderates, mit den Geldern der 

Gemeinde sorgsam umzugehen. 

Der Gemeindepräsident erläutert nun die Bedeutung eines dringlichen Nachtragskredites. Ein 

dringlicher Nachtragskredit, der vom Gemeinderat beschlossen werde, bedeute nicht einfach, 

dass sich dieser die Rolle des Budgetgebers anmassen würde. Einen dringlichen 

Nachtragskredit könne man nur beschliessen, wenn eine Ausgabe nicht aufgeschoben werden 

könne. Wenn man der Meinung sei, dass der Gemeinderat dies nicht hätte tun dürfen, dann 

unterliege der Gemeinderat für seine Entscheide einer zivil- und strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit. Dies würde etwa bedeuten, wenn der Gemeinderat die Sommersitzung auf 

den Bahamas beschliessen würde, müsste er am Schluss vor Gericht dafür geradestehen. Da 

dringliche Nachtragskredite durch die Gemeindeversammlung nur zur Kenntnis genommen 

würden, gebe es hier keinen Antrag des Gemeinderates. Aus dem gleichen Grund habe man hier 

auch nicht die Frage nach dem Eintreten gestellt und man stimme auch nicht über dieses 

Geschäft ab. Selbstverständlich habe die Versammlung aber trotzdem die Möglichkeit, Fragen 

zu stellen oder sich sonst zu diesem Geschäft zu äussern. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Versammlung, ob es Fragen gebe oder Unklarheiten 

bestehen würden. 

Xaver Borer ergreift das Wort und teilt mit, dass er schon vor vier Jahren auf die Entwicklung 

der Kosten aufmerksam gemacht habe. Dasselbe habe er damals schon gehört. Seither habe 

sich nichts geändert. Die Baukommission könne in der Zukunft auch schlanker Fahren. Man 

müsse nicht aus jedem Fall eine grössere Sache machen. 

Gemeinderat Urs Meier antwortet, dass er die Ungeduld in der Bevölkerung nachvollziehen 



 
14 

 

könne. Man habe seitens des Gemeinderates Gespräche geführt. In einem Jahr stehe man 

definitiv an einem anderen Punkt aber welche Lösung sich dann anbiete, könne noch nicht 

gesagt werden. Eine externe Stelle verrechne natürlich entsprechend dem entstandenen 

Aufwand. Man müsse aber auch darauf zu sprechen kommen, dass der Aufwand im 

Zusammenhang mit den Baugesuchen tendenziell steige. Dies sei schlussendlich auch der 

Grund, weshalb die Kosten steigen würden. 

Walter Schilling teilt mit, dass man viel gehört habe aber wenig vernommen habe. Es könne ja 

auch sein, dass die Kosten auch durch das Verhalten der Baukommission gestiegen seien. Ihm 

sei zu Ohren gekommen, dass es Gerichtsverhandlungen gegeben habe, welche nicht nötig 

gewesen wären. Man müsse allenfalls Personen in der Baukommission auswechseln. Dies sei 

schliesslich eine Führungsangelegenheit nicht nur von der Sutter AG her ein Problem. 

Gemeinderat Urs Meier antwortet, dass die genannten Vorwürfe dem Gemeinderat nicht 

bekannt seien. Er gebe Herr Schilling an dieser Stelle recht, dass der Gemeinderat auch ein 

Augenmerk auf der Arbeit der Baukommission haben müsse. Er sehe die Rapporte. Wenn 

jemand deren Arbeit beurteilen könne, sei er es. Er versichere, dass das Augenmerk darauf 

vorhanden sei. 

Walter Schilling ist mit der Antwort nicht gänzlich zufrieden, aber er stimmt Urs Meier zu, es 

gehe dann in diesen Verfahren einfach zu lange. 

Bruno Vögtli teilt mit, dass der Preis das eine sei, aber auch die Leistung der Firma stimme hier 

nicht. Dies habe er schon das letzte Mal mitgeteilt. Er mache dringend beliebt, eine neue Lösung 

zu finden. 

Gemeinderat Urs Meier antwortet, dass diese Führungsaufgabe wahrgenommen werden müsse 

und seitens des Gemeinderates sei dies auch der Fall. Man wolle nicht lediglich ein 

Lippenbekenntnis abgeben, sondern entsprechend handeln. 

Der Gemeindepräsident informiert die Gemeindeversammlung, dass dieses Thema schon an der 

Ammännerkronferenz Thema gewesen sei und sich zunächst eine regionale Lösung 

abgezeichnet habe, die inzwischen nicht mehr realisierbar sei. Dies sei mit ein Grund für die 

Verzögerung. 

Helen Gianola meldet sich zu Wort. Der Punkt sei, dass die Fälle bei Rechtsmittelverfahren  zum 

Kanton gingen und dies generiere entsprechend Kosten bei der Baukommission und der 

Bauverwaltung. In anderen Prozessen müsse die unterlegene Partei die Kosten übernehmen. 

Dies sei in Bauverfahren anders geregelt und ein Problem, welches die Gemeinden belaste. Dies 

müsse man entsprechend auch beim Kanton monieren, obwohl dieses Problem dem Kanton 

eigentlich bekannt sei. 

Gemeinderat Urs Meier teilt mit, dass ihm kein Entscheid bekannt sei, welcher nach der Optik 

der Baukommission und ihm selbst nicht gerechtfertigt gewesen sei. Die Baukommission müsse 

das Gesetz anwenden und entsprechend auch mit Rechtsmitteln durchsetzen. Diese passe 

nicht jedem. 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen aus der Versammlung. 
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Traktandum 5 Zur Kenntnisnahme von vier Nachtragskrediten für gebundene 

Kosten 

 

Bericht des Gemeinderates 

An der Gemeindeversammlung sind dem Stimmvolk die folgenden, gebundenen 

Nachtragskredite zur Kenntnisnahme vorzulegen, weil die Budgetüberschreitung mehr als CHF 

20'000.00 beträgt (Gemeindeordnung, § 20 lit. b) Ziff. 2 und 3): 

 

 

 

 

Konto   Budget CHF Ausgaben 

CHF 

Nachtragskredit 

CHF 

4120.3632.00 Stationäre 

Pflegekostenbeiträge 

149'100.00 171'290.00 22’190.00 

4210.3631.00 Beiträge an 

ambulante 

Krankenpflege 

80'000.00 103'046.55 23'046.55 

5720.3612.00 Anteil Gemeinde 

Administration 

Sozialregion 

120'000.00 151'808.85 31'808.85 

7201.3990.02 Interne 

Rückverbuchung 

Zuschuss 

Abwasserkasse 

0.00 25'000.00 25'000.00 

 

Begründung Kreditüberschreitung „Stationäre Pflegekostenbeiträge“ 

Aufgrund eines Regierungsratsbeschlusses des Kantons Solothurn müssen die Gemeinden 

einen höheren Anteil an den Pflegekosten übernehmen. Dies trifft somit auch die Gemeinde 

Himmelried.  

Begründung Kreditüberschreitung „Beiträge ambulante Krankenpflege“ 

Aus der Abrechnung des zuständigen kantonalen Amtes (Clearingstelle) ergeben sich für die 

Gemeinde höhere Beiträge an die Pflegekosten. Die höheren Beiträge waren nicht vorhersehbar 

und lassen sich durch den Gemeinderat auch nicht beeinflussen. 

Begründung Kreditüberschreitung „Anteil Gemeinde Administration Sozialregion“ 

Aufgrund der Prognose des Zweckverbands Sozialregion Thierstein sind für die Gemeinde 

Himmelried mit höheren anteiligen Kosten an die Administration zu rechnen. Zum Zeitpunkt der 
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Erstellung der vorliegenden Einladung zur Gemeindeversammlung lag dem Gemeinderat die 

definitive Anteilskostenabrechnung noch nicht vor. Der prognostizierte Betrag beruht auf der 

Prognose des Zweckverbands Sozialregion Thierstein. 

Begründung Kreditüberschreitung „Rückverbuchung Zuschuss Abwasserkasse“ 

Aufgrund einer Anweisung des Amts für Gemeinden musste ein bereits erfolgter Zuschuss in 

die Abwasserkasse des Jahres 2022 aus dem allgemeinen Haushalt rückverbucht werden. 

Vorstellung Traktandum 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt das Traktandum vor. Er erläutert, was gebundene 

Kosten sind. Im Regelfall sei es so, dass eine gesetzliche Bestimmung der Gemeinde 

vorschreibe, dass etwas bezahlt werden müsse. So sei es auch bei den vier Positionen, die man 

auf der Seite 15 der Einladung zur Gemeindeversammlung einsehen könne. 

Bei den Pflegekosten leuchte es ein, dass sich eine Person, die in ein Pflegeheim komme, darauf 

verslassen können müsse, dass die Gemeinde ihren Anteil zahle. Es wäre etwas ungünstig, wenn 

man im Heim im Bett liege und der Pfleger dann plötzlich sage, dass man wieder gehen müsse, 

weil die Gemeinde Himmelried den Nachtragskredit nicht beschlossen habe. 

Ähnlich sei es bei den Kosten für die ambulante Krankenpflege. Auch dort sei die Gemeinde 

verpflichtet, einen Anteil an die entstehenden Kosten zu bezahlen. Man müsse bei dieser 

Position hingegen noch etwas anfügen. Gemeinderätin Nathalie Riggenbach habe sich extrem 

viel Zeit dafür genommen, die Kosten der ambulanten Krankenpflege zu analysieren. Dies sei 

gar nicht so einfach, da immer das Patientengeheimnis dazwischen stehe. Man könne deshalb 

nicht direkt fragen, um welche Person es sich handle und welche Leistungen sie bezogen habe. 

Stattdessen habe der Gemeinderat versucht, einen Vergleich mit anderen Gemeinden zu 

machen und die wesentlichste Erkenntnis daraus sei, dass die Kosten für die Spitex extrem 

stark davon abhängig seien, wie viele Personen man in der Gemeinde habe, die Pflege brauchten 

und wie gross deren Pflegebedürftigkeit sei. Im Fall der Gemeinde Himmelried bezögen 

gleichzeitig immer nur etwa 10 bis 20 Personen Spitex-Pflege. Aber daraus könne man sehen: 

Wenn nur eine Person dazukomme, die einen hohen Pflegebedarf habe, dann schlage dies 

bereits so auf die Rechnung durch, dass die Gemeinde hier an der Gemeindeversammlung 

darüber reden müsse. Dies als Erklärung der Kosten unter dieser Position. 

Bei der Administration Sozialregion habe die Gemeinde auch deutlich gestiegene Kosten. Dies 

habe verschiedene Gründe und man habe darüber auch im «Wochenblatt» lesen können. Der 

wichtigste Grund für die Kostensteigerung sei der Asylbereich. Vielleicht könne man sich noch 

daran erinnern: Anfang 2023 sei die Sozialregion auch zu einer Asylregion geworden. In diesem 

Zeitpunkt habe die Gemeinde die Aufgaben im Asylbereich, die sie zuvor selber gemacht habe, 

regional konzentriert. Für die Gemeinde Himmelried habe dies unter anderem bedeutet, dass 

der Asylbetreuer, der für Himmelried zuständig gewesen sei, von der Sozialregion angestellt 

wurde. Damit sei klar: dieser Aufwand müsse bei der Sozialregion aufgefangen werden. Dazu 

kämen die doch sehr stark gestiegenen Zahlen an regulären Asylsuchenden und Personen mit 

Schutzstatus «S», so dass daraus eine nachvollziehbare Kostensteigerung bei der 

Administration der Sozialregion entstehe. Der Begriff «Administration» bedeute in diesem 

Zusammenhang nicht lediglich Büroarbeiten, sondern betreffe alle personellen Leistungen der 
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Sozialregion. 

Der Gemeindepräsident erläutert zum Schluss die Position der Abwasserkasse. Hier habe die 

Gemeinde in den letzten Jahren jeweils Zuschüsse aus dem allgemeinen Steuerhaushalt 

beschlossen, um in den Spezialfinanzierungen wieder rascher zu einem Eigenkapital zu 

kommen. Der Kanton lasse dies aber in der Zwischenzeit nur noch in Ausnahmefällen zu. Im Fall 

der Abwasserkasse habe der Kanton mitgeteilt, dass die Voraussetzungen für einen Zuschuss 

im Jahr 2022 aus seiner Sicht nicht vorgelegen hätten und darum musste die Gemeinde diesen 

im Jahr 2023 zurückbuchen. Dies sei buchhalterisch ein Nullsummenspiel. Die allgemeine 

Rechnung verbessere sich zu Lasten der Abwasserkasse. Aber es sei ein Betrag von über CHF 

20'000.- und darum müsse der Gemeinderat dies der Gemeindeversammlung zur 

Kenntnisnahme vorlegen. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin schliesst die Vorstellung des Traktandums. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Versammlung, ob sich jemand zum Traktandum 

äussern möchte oder Frage habe. 

Joëlle Neuhaus fragt, wie der Zweckverband der Sozialregion die Kostenentwicklung in den 

nächsten Jahren sehe. 

Gemeinderätin Nathalie Riggenbach teilt mit, dass die prognostizierten Mehrkosten von CHF 

31'000.- voraussichtlich tiefer ausfallen würden. Dies könne man schon sagen. Sie könne leider 

die Entwicklung nicht vorhersagen. Die Kosten würden im Asylbereich gemäss Trend 

grundsätzlich steigen. Der Gemeinderat setze sich dafür ein, dass die Kosten wo möglich 

gesenkt werden könnten. Man könne vorab sagen, dass bei der Sozialregion zurzeit eine 

Strukturanalyse durchgeführt werde, die Aufschluss darüber geben solle, ob Kostensenkungen 

möglich seien. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fügt an, dass in diesem Jahr eine Steigerung der Anzahl von 

Asylgesuchen bevorstehe. Es werde in der Region voraussichtlich eine hohe zweistellige Zahl 

an zugewiesenen Asylsuchenden geben. Man müsse aber auch festhalten, dass man vom 

Kanton Geld zurückerhalte. Jedoch müssten die Personen betreut und ein Dossier geführt 

werden. Dies verursache entsprechend Kosten und die politische Weltlage verbessere die 

Situation nicht. 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen. 

 

Traktandum 6 Genehmigung der Verwaltungsrechnung 2023 der Gemeinde 

Himmelried 

 Beschlussfassung über: 

• die Erfolgsrechnung 

• die Bestandesrechnung (Bilanz) per 31.12.2023 

• die Investitionsrechnung 
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• den Bericht der Rechnungsprüfungskommission 

Bericht des Gemeinderates 

Erfolgsrechnung 2023 

Die Erfolgsrechnung 2023 der Gemeinde Himmelried weist folgendes Resultat auf: 

Betrieblicher Aufwand CHF 4’356’292.94 

Betrieblicher Ertrag CHF 4’897’803.00 

Ergebnis aus betrieblicher Tätigkeit CHF 541’510.06 

Ergebnis aus Finanzierung CHF 151’551.56 

Jahresergebnis Erfolgsrechnung 

(Ertragsüberschuss) 
CHF 539’061.62 

Operatives Ergebnis CHF 693’061.00 

Ausserordentliches Ergebnis CHF –154’000.00 

 

Das Jahresergebnis ist stark von zusätzlichen Abschreibungen in der Höhe von CHF 154'000.00 

beeinflusst. Ohne diese ausserordentlichen Abschreibungen hätte der Ertragsüberschuss 2023 

insgesamt CHF 693'061.62 betragen. Die Herkunft des Mehrertrags gegenüber dem Budget im 

Umfang von CHF 761'891.62 ist nachfolgend genauer erläutert. 

Dank dieses erfreulichen Jahresergebnisses steigt das Eigenkapital der Gemeinde vom Stand 

von CHF 7'011'739.67 Ende 2022 auf CHF 7'530'362.05 Ende des Jahres 2023 (Ende 2021 lag 

es bei CHF 6'465’099.91). Die oben bereits erwähnten zusätzlichen Abschreibungen sind unter 

bestimmten Voraussetzungen und bis zu einer bestimmten Höhe zulässig (diese lag für dieses 

Jahr bei etwas mehr als CHF 154'000.00). Sie erfolgten einerseits bei der Strassenbeleuchtung 

(CHF 84'000.00) und anderseits bei der Ortsplanung (CHF 70'000.00). Der Grund für die 

Beschränkung auf diese zwei Aktivkonti ist, dass im Bereich der Spezialfinanzierungen keine 

zusätzlichen Abschreibungen vorgenommen werden dürfen. 

Herkunft der Verbesserung gegenüber dem Budget 

Steuererträge 

Eine Analyse aller Abweichungen zum Budget zeigt, dass sich die Verbesserung gegenüber dem 

Budget ganz überwiegend aus höheren Erträgen erklärt. Über 40% des besseren 

Jahresergebnisses stammen aus Einkommenssteuern natürlicher Personen aus Vorjahren – 

eine Zahl, die der Gemeinderat praxisgemäss vorsichtig budgetiert. Insgesamt nahm die 

Gemeinde Himmelried im Jahr 2023 CHF 562‘315.00 mehr Steuern ein als budgetiert. 
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Betriebliche Tätigkeit 

Die nach dem Abzug der Steuermehreinnahmen verbleibende Differenz zwischen dem 

Jahresergebnis und dem Budget 2023 erklärt sich aus einer Vielzahl von Einzelposten, die 

keinen eindeutigen Schwerpunkt aufweisen. Im Einzelnen werden die niedrigeren 

Aufwendungen wie auch die Mehreinnahmen aus betrieblicher Tätigkeit teilweise auch durch 

Mehraufwendungen egalisiert. 

Entwicklung des Ertrags- und Aufwandüberschusses 

Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung des Jahresergebnisses innerhalb der letzten 19 Jahre, 

wobei für das Jahr 2021 das Ergebnis aus Finanzierung bewusst unberücksichtigt blieb, dort 

also (als einziges Jahr) das betriebliche Ergebnis eingesetzt wurde (grau markiert). Dies liegt 

daran, dass im Jahr 2021 Sondereffekte aus Finanzierung (Neubewertung des 

Finanzvermögens gemäss HRM II) die Vergleichbarkeit des Jahresergebnisses unmöglich 

machen. 

 

Bilanz 

Wie eingangs bereits erwähnt, stieg das Eigenkapital der Gemeinde während des Jahres 2023 

von CHF 7'011'739.67 auf CHF 7'530'362.05. Das Eigenkapital beinhaltet eine finanzpolitische 

Reserve in Höhe von CHF 250'000.00 und das jeweilige Eigenkapital (resp. den 

Bilanzfehlbetrag) der Spezialfinanzierungen. Die folgende Grafik zeigt die Entwicklung des 

Eigenkapitals seit dem Jahr 2011: 

 

  

Die langfristigen Darlehen haben im Verlauf des Jahres 2023 abermals um CHF 300'000.00 

abgenommen und belaufen sich aktuell noch auf CHF 1'200'000.00. Gleichzeitig haben sich 

aber auch die flüssigen Mittel (im Wesentlichen Bank- und Postkontoguthaben) um CHF 

223'568.91 auf CHF 1'571'407.14 vermindert. Trotz des Mittelzuflusses durch das gute 

Jahresergebnis ist dies eine Folge der beträchtlichen Investitionstätigkeit (hierzu folgen weitere 

Erläuterungen weiter hinten), was aber immerhin bedeutet, dass diese bis heute ohne 
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zusätzliches Fremdkapital verwirklicht werden konnte. Die folgende Grafik illustriert die 

Entwicklung der langfristigen Darlehen während der letzten Jahre: 

 

  

Verlauf der Nettoverschuldung 

Die Nettoschuld pro Einwohnerin und Einwohner ist bereits seit drei Jahren keine mehr, weil das 

Finanzvermögen seither grösser ist als das Fremdkapital. Mit anderen Worten: die Bevölkerung 

von Himmelried hat pro Kopf rechnerisch einen Anteil am Vermögen der Gemeinde. Während 

dieses im Jahr 2020 noch bei CHF 313.00 pro Person lag (man könnte auch sagen, die 

Nettoverschuldung lag bei «minus 313 Franken»), stieg das pro Kopf-Vermögen im Jahr 2021 

auf CHF 3'959.00 und im Jahr 2022 auf CHF 4'071.00. Im vergangenen Jahr hat das pro Kopf-

Vermögen nun aber wieder etwas abgenommen und lag Ende des Jahres 2023 bei CHF 

3'658.00. Dies liegt daran, dass die Investitionen fast ausnahmslos ins Verwaltungsvermögen 

flossen. Weil dieses unmittelbar der Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben dient und deswegen 

nicht verkehrsfähig ist (so kann etwa unser Wasserreservoir nicht an eine Drittperson verkauft 

werden, wenn die Gemeinde Geld braucht), darf es nicht zum pro Kopf-Vermögen gezählt 

werden. Die folgende Tabelle dokumentiert die Entwicklung der Nettoverschuldung seit dem 

Jahr 2004: 

 

Erfolgsrechnung Spezialfinanzierungen 2023 

Spezialfinanzierung Wasserversorgung 

Die Spezialfinanzierung Wasserversorgung weist in der Jahresrechnung 2023 folgendes 

Resultat auf: 

Aufwand CHF 298’148.52 
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Ertrag CHF 255’845.13 

Aufwandsüberschuss CHF 42'303.39 

 

Mit dem Aufwandüberschuss verringert sich das Eigenkapital der Wasserkasse von CHF 

184'447.09 Ende des Jahres 2022 auf CHF 142'143.70 Ende des Jahres 2023. 

 

Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung 

Die Spezialfinanzierung Abwasserbeseitigung weist in der Jahresrechnung 2023 folgendes 

Resultat auf: 

Aufwand CHF 192’775.65 

Ertrag CHF 192’134.80 

Aufwandsüberschuss CHF       640.85 

 

Angesichts dessen, dass im Verlauf des Jahres der Werterhaltungsfonds für die 

Abwasserbeseitigungsanlagen netto um CHF 14'147.00 erhöht wurde, steigt das erweiterte 

Eigenkapital der Abwasserkasse (einschliesslich des Werterhaltungsfonds) von CHF 

381'808.62 Ende des Jahres 2022 auf CHF 395'314.77 Ende des Jahres 2023 an. 

 

Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung 

Die Spezialfinanzierung Abfallbeseitigung weist in der Jahresrechnung 2023 folgendes Resultat 

auf: 

Aufwand CHF    48’885.60 

Ertrag CHF    57’243.60 

Ertragsüberschuss CHF      8'358.00 

Eigenkapital neu CHF  -27'586.35 

 

Durch den Ertragsüberschuss vermindert sich der Bilanzfehlbetrag der Spezialfinanzierung 

Abfallbeseitigung von CHF -35'944.35 Ende 2022 auf CHF -27'586.35 Ende 2023. 

Investitionsrechnung 2023 

Die Investitionsrechnung 2023 der Gemeinde Himmelried weist bei Ausgaben von CHF 
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1'491'344.40 und Einnahmen von CHF 128'240.00 eine gewaltige Nettoinvestition in Höhe von 

CHF 1'363'104.40 aus. Im Vorjahr hatte die Nettoinvestition noch CHF 661'793.80 betragen. 

Budgetiert gewesen waren für das Jahr 2023 Nettoinvestitionen von CHF 1'790'000.00. 

Die folgende Tabelle zeigt die Investitionen nach Sachgruppen: 

Sachgruppe Nettoinvestition budgetiert 

CHF 

Nettoinvestition getätigt 

CHF 

Allgemeine Verwaltung 30'000.00 29'994.45 

Öffentliche Sicherheit 100'000.00 102'506.75 

Strassenverkehr 135’000.00 215'147.70 

Wasserversorgung 1'385'000.00 839'959.25 

Abwasserbeseitigung 100'000.00 116'730.30 

Raumordnung 40'000.00 58'765.95 

 

Begründung Investitionstätigkeiten 

Der Grund für die gegenüber dem Budget niedrigeren Investitionen liegt in der 

Wasserversorgung, resp. der gegenüber dem ursprünglichen Zeitplan verzögerten 

Fertigstellung des neuen Wasserreservoirs. Dafür wurden im Bereich des Strassenbaus und der 

Raumordnung höhere Investitionen getätigt als vorgesehen. Zu bemerken ist jedoch zum einen, 

dass die Gemeinde Himmelried in den vergangenen 15 Jahren niemals auch nur annähernd so 

hohe Investitionen getätigt hat wie vergangenes Jahr, zum anderen hat die leicht geringere 

Investitionstätigkeit dazu geführt, dass die Gemeinde die erwähnten Investitionen aus eigener 

Kraft hat stemmen können und kein neues Fremdkapital hat aufnehmen müssen. Die folgende 

Grafik veranschaulicht die Investitionen des Jahres 2023 im Vergleich zu den Vorjahren: 

 

 

Finanzierung 

Finanzierung der Investitionen der Gemeinde Himmelried: 

Ertragsüberschuss + CHF 539'061.62 

Betriebsgewinne (Einlagen in Spezialfinanzierungen EK) + CHF 8'358.00 
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Betriebsverluste (Entnahmen aus Spezialfinanzierungen EK) - CHF 42'944.24 

Abschreibungen / Wertberichtigungen + CHF 499'413.00 

Einlagen in Fonds und Spezialfinanzierungen + CHF 31'961.00 

Entnahmen aus Spezialfinanzierungen - CHF 17'814.00 

Selbstfinanzierung CHF 1'018'035.38 

Nettoinvestitionen - CHF 1'363'104.40 

Finanzierungsfehlbetrag - CHF 345'069.02 

Selbstfinanzierungsgrad % 74.69 

 

Der Selbstfinanzierungsgrad ist jener Anteil der Nettoinvestitionen, der aus eigenen Mitteln 

finanziert werden konnte. Liegt der Wert über 100%, werden die Investitionen vollständig aus 

eigenen Mitteln finanziert. Dies war im Jahr 2023 nicht der Fall. Obwohl die langfristigen Kredite 

abnahmen, nahmen der Kreditorenbestand und die passiven Rechnungsabgrenzungen im Jahr 

2023 gegenüber dem Vorjahr um ca. CHF 300’000 zu. 

Vorstellung Traktandum 

GP Daniel Stehlin stellt der Gemeindeversammlung die Jahresrechnung 2023 vor. Dieses 

Geschäft sei ab der Seite 16 in der Einladung ersichtlich. Bevor über die Jahresrechnung 

abgestimmt werde, möchte der Gemeinderat der Gemeindeversammlung Einzelheiten dieses 

Antrages vorstellen. Dies sei leider etwas zahlenlastig.  

Man könne auf der Folie sehen, dass die Gemeinde mit einem Jahresgewinn von gut CHF 

500'000.- abschliesse. Budgetiert war ein Verlust von rund CHF 70'000.-. Die Gemeinde sei in 

der schönen Lage, dass man schon mehrere Jahre hintereinander besser abgeschlossen habe 

als budgetiert. Man könne sich trotzdem fragen, was der Gemeinderat mit dem Überschuss 

mache. Grundsätzlich solle eine Gemeinde nicht gewinnstrebig sein, sondern einen 

ausgeglichenen Haushalt anstreben. Wenn nun die Gemeinde Himmelried immer Gewinne 

mache, könne man sich durchaus fragen, ob die Steuern nicht zu hoch seien. Auf der ersten 

Grafik könne man das Verhältnis von Aufwand und Ertrag im Jahr 2023 sehen. Der Ertrag 

bestehe im Wesentlichen aus Steuern und Gebühren. Diese fallen in cash an. Auch der Aufwand 

müsse zu einem grossen Teil in cash gedeckt werden. Ein grosser Aufwandposten betreffe aber 

Abschreibungen. Da gingen keine flüssige Mittel hinaus. Wenn man nur den Teil des Aufwands 

anschaue, wo die Gemeinde auch wirklich etwas in flüssigen Mitteln habe bezahlen müssen, 

dann könne man sehen, dass man ungefähr eine Million mehr an Ertrag in cash eingenommen 

als ausgegeben habe. Bedeute dies also, dass die Gemeinde diese Differenz in Geldsäcken im 

Keller habe? Dies sei natürlich nicht der Fall. Neben den Ausgaben, die in der Erfolgsrechnung 

verbucht werden, habe die Gemeinde auch investiert. Wenn man eine Investition tätige, sei dies 

erfolgsunwirksam. Man mache dann eigentlich nichts anderes, als flüssige Mittel in eine Anlage 

zu verwandeln. Wenn man z.B. ein Buch kaufe, dann nehme man das Geld aus dem einen Sack 

und im anderen Sack habe man dafür das Buch. Man habe aber weder Gewinn noch Verlust 

gemacht. Das Vermögen sei immer noch gleich hoch. Jedoch habe man trotzdem nicht mehr 

gleich viel Geld in der Tasche. Obwohl man also etwas mache, das man in der Gewinn- und 
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Verlustrechnung gar nicht sehe, nähmen die flüssigen Mittel ab. Genau dies sei auch im Jahr 

2023 geschehen. Man könne auf der Präsentationsfolie sehen, wie sich die flüssigen Mittel und 

die Anlagen der Gemeinde im letzten Jahr verändert hätten. Man könne auf der Folie erkennen, 

dass sich der Gesamtwert der Immobilien erhöht habe, weil der Gemeinderat investiert habe. 

Gleichzeitig habe jedoch der Bestand an flüssigen Mitteln abgenommen. Der Gemeinderat 

müsse somit zuerst schauen, wieviel von den Steuereinnahmen erfolgswirksam in cash 

rausgehe, also zum Beispiel, um Löhne zu zahlen. Mit dem, was übrig bleibe, bezahle die 

Gemeinde die Investitionen. Man könne also sehen, dass der Einnahmenüberschuss im letzten 

Jahr dazu gar nicht gereicht habe. Selbst wenn der Gemeinderat also quasi die 

Steuereinnahmen in flüssigen Mitteln im Keller gehabt hätte, wären diese von den Investitionen 

aufgebraucht worden und es hätte trotzdem nicht gereicht. Die Gemeinde habe also noch etwas 

von dem nehmen müssen, was vor den Steuereinnahmen auf dem Bankkonto vorhanden 

gewesen sei. 

Hätte die Jahresrechnung ausgeglichen abgeschlossen, also mit einem gleich hohen Aufwand 

wie Ertrag, weil man z.B. die Steuern gesenkt hätte, dann wäre dies zwar ein ausgeglichener 

Haushalt, aber man hätte viel zu wenig cash gehabt, um Investitionen zu decken. Dies wiederum 

hätte bedeutet, dass die Gemeinde ein Darlehen hätte aufnehmen müssen, um die Investitionen 

zu finanzieren. Dafür müsse man Zins bezahlen. Der Gemeinderat möchte damit aufzeigen, dass 

Überschüsse in der Jahresrechnung helfen, wenn man sehr grosse Investitionen decken müsse 

wie zum Beispiel beim neuen Wasserreservoir der Gemeinde. 

Der Gemeinderat schlage gemäss Antrag vor, zusätzliche Abschreibungen vorzunehmen. Wenn 

die Gemeinde die Aktiven höher abschreibe als man eigentlich müsste, sinke das 

Jahresergebnis, die Aktiven seien weniger wert und das Eigenkapital erhöhe sich entsprechend 

nicht im gleichen Umfang. Der Sinn davon sei, dass dies die künftigen Jahresrechnungen 

entlaste, indem die Gemeinde in diesen Jahren weniger abschreiben müsse. Bei der Vorstellung 

des Finanzplans werde man noch aufzeigen, warum es wichtig sei, dass Reserven für künftige 

Jahresrechnungen gebildet würden. Eine zusätzliche Abschreibung ausserhalb der 

Spezialfinanzierungen sei gesetzlich erlaubt, allerdings müsse die Gemeindeversammlung diese 

speziell genehmigen. 

Der Gemeindepräsident fragt die Gemeindeversammlung, ob er die Einzelheiten zum 

Jahresergebnis, welche sich auch in der Einladung auf den Seiten 17-22 finden liessen, erläutern 

solle. 

Die Gemeindeversammlung verzichtet stillschweigend auf diese Ausführungen. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fährt nun mit der Entwicklung des Jahresergebnisses der 

letzten 20 Jahre fort. Er zeigt mittels PowerPoint Slides die entsprechenden Grafik auf. Wenn 

man kurz einen Blick auf die Bilanz werfe, sehe man zunächst die Zunahme im Eigenkapital, die 

sich im Wesentlichen aus der Zuweisung des Jahresgewinns ergebe. Wenn man das 

Eigenkapital noch mit den Vorjahren vergleiche, dann sehe man, dass das Gesamtvermögen 

weiter gestiegen sei. Betrachte man die liquiden Mittel, oder den cash, dann sehe man, dass sich 

die flüssigen Mittel gegenüber dem Vorjahr um rund CHF 250'000.- verringert hätten. 

Zusammen mit dem Rückgang bei den Debitoren ergebe dies dann die gut CHF 300’000-, über 
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welche vorhin bei der Finanzierung gesprochen worden sei. Immerhin seien auch die Darlehen 

zurückgegangen, für die die Gemeinde Zins zahlen müsse, nämlich von CHF 1,5 auf 1,2 Millionen. 

In der vorliegenden Grafik könne man sehen, wie sich das gesamte Fremdkapital über die letzten 

gut zehn Jahre verändert habe. Daniel Stehlin zeigt nun eine Grafik zur Verwaltungsrechnung. 

Diese zeige die Nettoverschuldung pro Einwohnerin und Einwohner. Ein Minusbetrag hiesse, 

dass die Gemeinde unter dem Strich eben keine Schulden habe, sondern ein Guthaben. Dies 

betrage für das Jahr 2023 rund CHF 3'600.- pro Kopf. Wenn man dies so betrachte, müsste 

doch eigentlich auch das Pro Kopf-Vermögen zugenommen haben. Der Grund dafür, weshalb 

dies nicht so sei, habe man der Einladung zur Gemeindeversammlung auf der Seite 19 notiert. 

Bei der Berechnung des Pro Kopf-Vermögens dürfe man die Anlagen im Verwaltungsvermögen, 

also ausgerechnet jene Anlagen, in die die Gemeinde stark investiert habe, nicht mitzählen. Der 

Grund dafür liege in der Gewährleistung der Grundversorgung. Man könne ein Wasserreservoir 

nicht einfach verkaufen, wenn man Geld brauche, und dafür habe man dann kein Wasser mehr. 

Der Gemeindepräsident beendet nun die Vorstellung der Erfolgsrechnung und der Bilanz. 

Nun werden seitens Gemeinderat die Spezialfinanzierungen erläutert. Die 

Spezialfinanzierungen bedeuteten, dass man die Aufwendungen in einer bestimmten Tätigkeit 

der Gemeinde mit den Einnahmen aus der gleichen Tätigkeit decken müsse. Dies betreffe drei 

Bereiche. Daniel Stehlin zeigt nun das Ergebnis der Wasserkasse auf. Hier habe die Gemeinde 

einen Aufwandüberschuss von rund CHF 40'000.-. Die Wasserkasse sei immer ein wenig ein 

Sorgenkind gewesen. Die Gemeinde habe inzwischen wieder ein bescheidenes Eigenkapital in 

der Wasserkasse erreicht, weil sie aber deswegen nichts mehr aus allgemeinen Steuermitteln 

einschiessen dürfe, müsse sich die Wasserkasse allein aus den Gebühren finanzieren, die in der 

Gemeinde eher hoch seien. Gleichzeitig habe man im letzten Jahr mit dem Wasserreservoir mit 

grossen Investitionen begonnen. Dies bedeute natürlich, dass die Gemeinde bereits auf dem 

Planungsteil Abschreibungen machen müsse. Aus diesem Grund lasse sich auf Basis der 

heutigen Gebühren in der Wasserkasse kein positives Resultat erreichen und das werde 

wahrscheinlich auch noch eine Weile so sein. Der Gemeinderat sei aber daran, mit dem Kanton 

noch einmal das Gespräch zu suchen und um eine Ausnahmebewilligung zu ersuchen, damit 

man der Wasserkasse wieder aus allgemeinen Mitteln helfen dürfe. 

Die Abwasserkasse sei lange auch ein bisschen ein Problemkind gewesen und wenn man sehe, 

dass das Jahresergebnis gerade so knapp ausgeglichen herausgekommen sei, dann sei dies 

noch nicht gerade ein Glanzresultat. Unter Traktandum 5 habe man aber erwähnt, dass die 

Gemeinde in der Abwasserkasse noch eine Rückbuchung aus dem Vorjahr machen müsse. 

Ohne den Werterhaltungsfonds habe die Gemeinde in der Abwasserkasse noch einen ganz 

kleinen Bilanzfehlbetrag von rund CHF 7'500.-, aber wahrscheinlich schon nächstes Jahr werde 

man damit beginnen können, in der Abwasserkasse wieder Eigenkapital aufzubauen. 

Die Abfallkasse habe ungefähr so gewirtschaftet wie budgetiert, allerdings stehe man dort unter 

einem hohen Kostendruck, so dass dieses Jahresergebnis nicht selbstverständlich sei. Auch in 

der Abfallkasse habe man noch einen kleinen Bilanzfehlbetrag, der durch dieses Ergebnis auf 

rund CHF 27'500.-gesunken sei, so dass die Gemeinde auch in dieser Kasse mittelfristig wieder 

Eigenkapital aufbauen könne. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt nun die Investitionsrechnung vor. Auf der 



 
26 

 

Präsentationsfolie könne man den Vergleich zum Budget und zum Vorjahr sehen. Wenn man 

den Vergleich mit dem Budget mache, dann habe die Gemeinde mit Nettoinvestitionen von 

knapp CHF 1,4 Millionen Franken weniger investiert als im Budget vorgesehen. Wenn man die 

weitere Grafik anschaue, dann sehe man, dass die Gemeinde im Verlauf der letzten gut zehn 

Jahre trotzdem noch nie auch nur ansatzweise so viel investiert habe wie im letzten Jahr. In der 

Einladung auf Seite 21 könne man der abgebildeten Tabelle entnehmen, woher diese 

Abweichung zum Budget primär komme. Weil die Gemeinde mit dem Bau des Wasserreservoirs 

später habe anfangen können als geplant, habe sich diese Investitionen verschoben. Dafür habe 

die Gemeinde vor allem im Strassenbau höhere Investitionen vorgenommen, so dass sie unter 

dem Strich nur etwa CHF 400'000.- hinter den geplanten Investitionen zurückgeblieben sei. 

Diese bessere Verteilung habe aber einen grossen Vorteil gehabt, und dies sei jetzt der 

Zusammenhang zu dem, was seitens des Gemeinderats am Anfang zu den Geldsäcken erklärt 

worden sei. Trotzdem, dass der Gemeinderat so viel investiert habe wie noch nie, habe die 

Gemeinde die Investitionen aus eigenem Geld bezahlen können und habe keine neuen Kredite 

aufnehmen müssen. Auf der Seite 22 in der Einladung könne man noch die Finanzierung 

einsehen. Auch diese Auflistung zeige noch einmal das, was ganz am Anfang erläutert worden 

sei. Vereinfacht gesagt, habe die Gemeinde die Investitionen nicht ganz aus der Summe von 

Jahresgewinn und Abschreibungen decken können, darum liege dieser Quotient unter 100%, 

aber bei so hohen Investitionen sei dies auch nichts Ungewöhnliches. 

Der Gemeindepräsident Daniel Stehlin kommt zum Schluss auf den Bericht der 

Rechnungsprüfungskommission zu sprechen. Jedes Jahr nehme sich die 

Rechnungsprüfungskommission mehrere Tage Zeit, um die Jahresrechnung zu prüfen. Der 

entsprechende Bericht sei auf der Seite 30 der Einladung abgedruckt. 

Eintretensfrage 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin erkundigt sich bei der Versammlung, ob das Eintreten auf das 

Traktandum bestritten werde. Das Eintreten auf das Traktandum wird seitens der Versammlung 

nicht bestritten. 

Diskussion 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Versammlung, ob es Fragen zu diesem Traktandum 

gebe. 

Joëlle Neuhaus merkt an, dass es ein Pro-Kopf-Vermögen gebe. Dies sei für eine kleine 

Gemeinde eher ungewöhnlich. Auch der Selbstfinanzierungsgrad sei gut. Sie mache deshalb 

beliebt, dass der Gemeinderat darüber nachdenken solle, die Steuern zu senken. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin antwortet, dass er das Votum nachvollziehen könne, der 

Gemeinderat setze sich mit dieser Frage regelmässig auseinander. Unter dem Traktandum 

«Verschiedenes» bei der Vorstellung des Finanzplans möchte der Gemeinderat aufzeigen, was 

auf die Gemeinde finanziell zukomme in den nächsten Jahren. Dies lasse daran zweifeln, dass 

dies der richtige Zeitpunkt für Steuersenkungen sei. 

Der Gemeindepräsident würdigt zum Schluss die Arbeit der Rechnungsprüfungskommission 

der Gemeinde Himmelried. 
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Es folgen keine weiteren Wortmeldungen aus der Versammlung. Gemeindepräsident Daniel 

Stehlin erläutert, dass der Gemeindeschreiber normalerweise an dieser Stelle den Antrag des 

Gemeinderates vorlesen würde. Ausnahmsweise mache er dies nun, weil man einen Teil der 

Erläuterungen weggelassen habe. So wisse die Gemeindeversammlung trotzdem genau, über 

was abgestimmt werde. Daniel Stehlin erläutert nun die Einzelheiten des Antrags des 

Gemeinderates. 

Antrag des Gemeinderates 

1. Jahresrechnung 2023 der Gemeinde 

1.1 Allgemeiner Haushalt 

 Erfolgsrechnung: 

 Gesamtaufwand :       CHF 5'079'620.01 

 Gesamtertrag:        CHF 5'618'681.63 

 Ertragsüberschuss:        CHF    539’061.62 

 Ergebnisverwendung: 

 Zusätzliche Abschreibungen (in oben genannten Zahlen enthalten): CHF    154'000.00 

Einlage in das Eigenkapital:       CHF    539’061.62 

Der Gemeinderat beantragt, die Einlage des Ertragsüberschusses ins Eigenkapital von CHF 

539’061.62, die zusätzlichen Abschreibungen in Höhe von CHF 154'000.00 sowie die 

Erfolgsrechnung 2023 zu genehmigen. Das Eigenkapital beträgt per 31.12.2023 CHF 

7'530'362.05 (inkl. Spezialfinanzierungen und finanzpolitische Reserve). 

              

 Investitionsrechnung: 

 Ausgaben Verwaltungsvermögen :      

 CHF 1'491'344.40 

 Einnahmen Verwaltungsvermögen:     CHF   128'240.00 

 Nettoinvestition Verwaltungsvermögen:    CHF 1'363'104.40 

              

 Bilanz 

 Bilanzsumme per 31.12.2023     CHF 9‘835‘653.45 

              

1.2 Spezialfinanzierungen 

 Wasserversorgung   Aufwandsüberschuss: CHF 42'303.39 

 Abwasserbeseitigung  Aufwandsüberschuss: CHF      640.85 

 Abfallentsorgung   Ertragsüberschuss:  CHF   8'358.00 

Die Aufwands-/Ertragsüberschüsse der Spezialfinanzierungen werden dem 
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entsprechenden Eigenkapital zugewiesen. Durch diese Ergebnisse ergeben sich folgende 

zweckgebundene Eigenkapitalien: 

•  Wasserversorgung  Verpflichtung (+)  CHF 142'143.70 

•  Abwasserbeseitigung Verpflichtung (+)  CHF 395'314.77 

•  Abfallentsorgung  Vorschuss (-)   CHF -27'586.35 

              

 

1.3 Bericht der Rechnungsprüfungskommission Himmelried 

Die Rechnungsprüfungskommission hat die vorliegende Jahresrechnung 2023 geprüft und 

beantragt dem Gemeinderat und der Gemeindeversammlung, diese zu genehmigen. 

Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung die vorstehende Jahresrechnung für 

das Jahr 2023 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 539’061.62 zu genehmigen. 

Beschluss 

Die Gemeindeversammlung beschliesst einstimmig, die Jahresrechnung 2023 und somit den 

Antrag des Gemeinderates zu genehmigen. 

 

Traktandum 7 Verschiedenes 

•  Information Finanzplan 

 

Information Finanzplan Gemeinde Himmelried 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin stellt der anwesenden Bevölkerung nun den Finanzplan vor. 

Der Finanzplan sei die finanzielle Mehrjahresplanung des Gemeinderates und die 

Gemeindeordnung schreibe vor, dass der Gemeinderat der Gemeindeversammlung den 

Finanzplan jeweils zur Kenntnis bringen müsse. Der Finanzplan umfasse immer die vier Jahre 

nach dem Budget. Aktuell also die Jahre 2025 bis 2028. Der Finanzplan sei ein umfangreiches 

Dokument, das eine ganze Reihe von Informationen beinhalte, zu denen man nochmals einen 

ganzen Abend füllen könnte. Der Gemeinderat müsse zum Beispiel die Abschreibungen in den 

nächsten Jahren berechnen, man müsse die Teuerung prognostizieren, die Darlehenszinsen, 

usw. Man könne dies nicht alles aufzeigen, das Interessanteste sei aber der Investitionsplan. Es 

stehe also die Frage im Zentrum, was man bei den Investitionen in den nächsten Jahren angehen 

wolle. Man werde noch aufzeigen, was dies für die finanzielle Lage unserer Gemeinde bedeute. 

Vorab sei noch zu erwähnen, dass die Gemeindeversammlung über den Finanzplan nicht 

abstimme. Dieser werde zur Kenntnisnahme vorgebracht. Der Finanzplan sei ein 

Planungsinstrument, mit der sich die Gemeinde eine Richtung gebe. Die Gemeindeversammlung 

stimme jedoch jedes Jahr über jede Investition im Rahmen des Budgets ab. 

Der Gemeindepräsident zeigt nun mittels PowerPoint Slides den Investitionsplan für die Jahre 

2025 bis 2028. In den Jahren 2026-2028 sehe man ein grosses Investitionsvorhaben und dabei 
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handle es sich um die Sanierung der Schulhausanlage und der Mehrzweckhalle. Der 

Gemeinderat habe dafür zwei Millionen Franken verteilt auf diese drei Jahre eingestellt. 

Vorausgehen werden zwei Jahre Planung, damit der Gemeinderat wirklich sicher sein könne, 

was nötig sei und was nicht. Die Gemeindeversammlung werde dann noch einmal separat über 

diese Investition abstimmen. Weil das Schulhaus so viel Geld verschlinge, werde der 

Gemeinderat daneben nicht viel anderes machen können. Natürlich werde im Bereich der 

Strassen, des Wassers und des Abwassers trotzdem investiert, aber dies seien dann eher 

Projekte bis zu einem Gesamtvolumen von CHF 100'000.-. Das Schulhaus sei das einzige, von 

dem man wirklich wissen müsse: Da komme etwas auf die Gemeinde zu, das noch einmal ähnlich 

dominant sein werde wie das Wasserreservoir. Daniel Stehlin zeigt nun eine Übersicht der 

Gesamtinvestitionen pro Jahr seit dem Jahr 2004. Die Folie zeigt ebenfalls eine Kurve mit den 

Abschreibungen. Die Gemeinde müsse in jedem kommenden Jahr so viel investieren wie in den 

15 Jahren vorher jeweils einmal pro 15 Jahre investiert wurde. Im Schnitt investiere die Gemeinde 

noch einmal während vier Jahren praktisch jedes Jahr eine Million Franken. Eigentlich sei es 

nicht ideal, dass die Gemeinde zwei so grosse Projekte wie das Reservoir und das Schulhaus 

so nahe beieinander habe, weil es eigentlich beim Investieren auch Erholungsphasen geben 

sollte, in denen sich die flüssigen Mittel etwas erholen können. Beim Schulhaus bestehe aber 

langsam eine gewisse Dringlichkeit, so dass man dies nicht ewig hinausschieben könne. Wenn 

das Schulhaus aber einmal vollendet sei, gebe es voraussichtlich nicht schon kurz darauf ein 

drittes Grossprojekt. Dies bedeute, die Gemeinde werde bei den Investitionen wieder auf ein 

gewöhnliches Mass reduzieren können und bei den Abschreibungen ergebe sich sogar früher 

eine Entlastung. Dies bedeute, die Gemeinde könne den Fokus dann in den Jahren nach 2029 

wieder auf den Schuldenabbau richten. So viel Bedarf an liquiden Mitteln könne die Gemeinde 

aber nicht nur aus dem Steuerertrag nehmen. Also werde die Gemeinde auch das Fremdkapital 

wieder erhöhen müssen. Der Gemeindepräsident zeigt nun in einer Grafik, wie die geplanten 

Investitionen finanziert werden. Man könne sehen, dass man auch nach all diesen gewaltigen 

Investitionen immer noch ein Eigenkapital von etwa fünf Millionen Franken haben werde und 

damit immer noch viel mehr als in den Jahren bis und mit 2021, also bevor die Gemeinde mit den 

grossen Investitionen angefangen habe. Wenn man dies noch pro Einwohnerin und Einwohner 

anschaue, dann könne man sehen, dass die Gemeinde vom Nettovermögen pro Kopf wieder zu 

einer Nettoverschuldung pro Kopf zurückgehen werde. Dies sei allerdings auch der Normalfall 

und eine Nettoverschuldung unter CHF 2'500 pro Kopf gelte gemäss dem Kanton immer noch 

als «mittlere Verschuldung». Sehe man sich noch die prognostizierten Jahresergebnisse der 

nächsten Jahre an, dann zeige sich auch hier, dass die Gemeinde einfach sehr hohe 

Abschreibungen und Finanzierungskosten zu stemmen habe und darum tendenziell eher einen 

Verlust als einen Gewinn erwirtschaften werde. Wichtig sei, dass die Gemeinde insgesamt bei 

einer normalen Verschuldung bleiben werde und so diese Jahresergebnisse einfach in Kauf 

nehmen müsse, wenn man jemals mit dem Schulhaus fertig werden wolle. Man müsse hier aber 

auch noch einmal die Folie mit dem Eigenkapital einblenden, denn diese sei wichtig, um die 

Ertragswerte zu verstehen. Trotz dieser Zahlen, die die Gemeinde einfach in Kauf nehmen 

müsse, damit die grossen Investitionen der nächsten Jahre überhaupt gemacht werden 

könnten, trotz dieser Zahlen werde das Eigenkapital nur leicht sinken. In dieser Grafik könne 

man ebenfalls das Gesamtvermögen als blaue Kurve sehen. Daran könne man sehen, dass man 
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das Geld nicht einfach verbrauche, sondern dass das Gesamtvermögen stetig steige. Es werde 

einfach zum Teil durch Fremdkapital gedeckt. 

Der Gemeindepräsident fragt, ob es noch Fragen zum Finanzplan gebe. 

Erich Oehler möchte auf das Projekt Schulhaus hinweisen und macht dazu zwei Aussagen. «2 

Mio. Schulhaus». Man habe das letzte Mal schon laut gedacht, das Schulhaus abzureissen. Aus 

seiner Sicht werde dies mehr kosten. Der damalige Kredit sei schon tief angesetzt worden und 

dies wurde damals von Experten bestätigt. Man müsse entsprechend Flagge bekennen. Er habe 

Angst vor diesem Begehren. Es gebe Anforderungen und Vorschriften einzuhalten. Der 

Gemeinderat solle die Kosten eher höher einschätzen als zu tief. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin teilt mit, dass Erich Oehler mit dieser Aussage grundsätzlich 

recht habe. Es sei nicht ganz einfach, die Kosten aktuell zu schätzen. 

Gemeinderat Urs Meier teilt mit, dass gemäss dem Architekten und Arbeitsgruppenmitglied Rolf 

Borer der bisherige Planungskredit möglicherweise nicht ausreiche. Man sei aktuell daran, eine 

Auslegeordnung zu erstellen. Man beziehe alle Varianten in die Überlegungen ein, auch einen 

Neubau. Man mache eine saubere Planung. Der Betrag im Finanzplan sei eine Grössenordnung. 

Es könne sein, dass dieser nicht ausreiche. 

Gemeinderat Giovanni Adornetto teilt mit, dass er aufgrund der Erfahrungen mit dem Neubau 

des Wasserreservoirs durchaus sagen könne, dass man nicht in eine Glaskugel sehen könne. 

Man habe damals auch eine Zahl aus der Luft nehmen müssen und die genaueren Kosten habe 

man erst mit der Zeit deklarieren können. Der Gemeinderat habe ein Auge darauf. Man müsse 

entsprechend die Planungen vornehmen. Es kämen während dem Bau immer wieder Probleme 

auf, mit welchen man klar kommen müsse. 

Gemeinderat Urs Meier geht darauf ein, dass Herr Walter Schilling schon in einem vorherigen 

Votum gesagt habe, dass Kommunikation wichtig sei. Der Gemeinderat müsse sicherlich eine 

Informationsveranstaltung durchführen, Inputs einholen und zeitnah wieder informieren. Die 

Kommission sei in der Zusammenstellung gut abgestützt. Man wolle vermeiden, wichtige Punkte 

zu vergessen. 

Walter Schilling möchte wissen, da man nicht das erste Mal am Schulhaus plane, wie viel bisher 

bereits an Planungskrediten ausgegeben worden sei. Man habe schon sicherlich 4 bis 5 Mal 

darüber diskutiert. Nach seiner Ansicht müsse da schon mindestens eine halbe Million 

ausgegeben worden sein. Er habe den Neubau noch erlebt und sei in der Baugrube gestanden. 

Gemeinderat Urs Meier antwortet, dass die letzte Studie vor 15 Jahren gemacht worden sei. 

Seither habe man keine Planungskosten mehr ausgegeben. Herr Schilling habe aber durchaus 

recht, dass man nach der langen Zeit etwas machen müsse. 

Walter Schilling hat eine letzte Anmerkung: alle Gemeinden hätten dieselben Probleme. Dies 

werde in der Zukunft zu Fusionen führen. Man müsse sich deshalb fragen, ob man eine 

gemeinsame Schulanlage betreiben wolle. Man müsse sich dazu Gedanken machen. Jede 

Gemeinde wurstle vor sich hin. Man müsse sich gemeinsam Gedanken machen und allenfalls 

fusionieren. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin teilt mit, dass man in der Gemeinde Himmelried nicht wurstle. 
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Die Schule sei in der Gemeinde ein wichtiges Thema und das Schulhaus nicht mehr in der 

eigenen Gemeinde zu haben, ein erhebliches Risiko. Die Zusammenarbeit in verschiedenen 

anderen Bereichen sei aber durchaus in der Region ein Thema. 

Walter Schilling kommt auf die Argumentation der Schulwegdistanzen zu sprechen. In anderen 

Ländern schliesse man sich erfolgreich zusammen. 

Es folgen keine weiteren Wortmeldungen aus der Versammlung. Gemeindepräsident Daniel 

Stehlin schliesst deshalb die Diskussion um den Finanzplan und das Thema Schulhaus. Der 

Gemeindepräsident weist an dieser Stelle darauf hin, dass die nächste Gemeindeversammlung 

am Donnerstag, 12. Dezember 2024 stattfinde. 

Diverses aus der Versammlung 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin fragt die Gemeindeversammlung, ob es noch Wortmeldungen 

unter Diverses gebe. 

Aus der Versammlung wird die Frage gestellt, ob ab Fahrplan 2026 der Ortsbus noch in der 

Linie 117 integriert sei. 

Gemeinderat David Ammann antwortet, dass man aktuell noch nicht viel dazu sagen könne. Es 

gebe das Projekt Dorneckberg 2026, welches aktuell laufe. Der Gemeinderat habe dem Kanton 

eine Stellungnahme eingereicht. Man werde das Anliegen in Erwägung ziehen aber könne keine 

Versprechungen machen. 

Ursula Kellerhals fragt, wie es aussehe mit den Kindern, welche mit dem Ortsbus zur Schule 

fahren würden. 

Gemeinderat David Ammann antwortet, dass man dann entsprechend Lösungen finden müsse. 

Gabor Damo ergreift das Wort und möchte sich bedanken. Dieses Jahr habe man draussen 

turnen können und die Beleuchtung habe funktioniert. Er bedanke sich an dieser Stelle bei 

Gemeinderat Urs Meier und danke der Gemeinde, dass der Verein Männerriege den 

Aussenplatz nutzen dürfe. 

Gemeindepräsident Daniel Stehlin bedankt sich bei seinen Ratskollegen und Ratskolleginnen 

sowie beim Werkhof- und Verwaltungspersonal für die geleistete Arbeit und für die gute 

Zusammenarbeit. 

Die Versammlung applaudiert. 

Der Vizepräsident David Ammann bedankt sich an dieser Stelle beim Gemeindepräsidenten für 

dessen Einsatz und für die geleistete Arbeit für die Gemeinde Himmelried. 

Die Versammlung applaudiert. 

Der Gemeindepräsident schliesst die Gemeindeversammlung. 
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Schluss der Gemeindeversammlung um 21.15 Uhr. 

 

Protokoll genehmigt vom Gemeinderat in seiner Sitzung vom 19. August 2024. 

 

Namens des Gemeinderats der Einheitsgemeinde Himmelried 

 

 

der Gemeindepräsident    der Gemeindeschreiber 

 

 

 

Daniel Stehlin     Pascal Cueni 


